Einige Grundbegriffe zum Kurs „Internationale Beziehungen“ (13.1)
Die Internationalen Beziehungen, häufig zu IB abgekürzt und selten auch als Internationale Politik bezeichnet, bilden eine Teildisziplin der Politikwissenschaft, die sich traditionell mit dem Verhältnis von staatlichen und nichtstaatlichen Akteuren zueinander befasst. Zu letzteren können beispielsweise transnationale Unternehmen oder Organisationen gehören. Kernbereich der IB ist die Beschäftigung mit Konflikten. Dabei stehen die Aspekte Konfliktparteien, Konfliktgegenstand, Konfliktumwelt, Positionsdifferenz und Konfliktaustrag zur Analyse an. Die verschiedenen Theorien der IB bieten jeweils unterschiedliche Analysekonzepte und Konfliktlösungsstrategien an.

Akteure in den Internationalen Beziehungen 

1. Einzelpersonen 

2. Staaten (international anerkannt) 

3. Internationale Organisationen und internationale Regime. Internationale Organisationen werden auch als "International Governmental Organisation (IGO)" bezeichnet; Beispiele: UNO, OSZE, NATO.
4. Transnationale Unternehmen (Business International Non-Governmental Organisation, abgekürzt "BINGO"), manchmal auch als Multinationale Unternehmen bzw. Konzerne, "Multis" oder "TransNational Corporation (TNC)" bezeichnet oder auch als Global Player 

5. Gesellschaftliche transnationale Akteure und Netzwerke (International Non-Governmental Organisation, INGO oder vereinfacht mit NGO abgekürzt. Im deutschen Sprachraum auch mit NRO (Nichtregierungsorganisation) bezeichnet); Beispiele: Amnesty International, ATTAC, Greenpeace.
Internationale Politik ist der politische Bereich, in welchem Staaten bzw. nichtstaatliche Akteure, mittels Normen und Institutionen, Beziehungen zu anderen Staaten bzw. nichtstaatlichen Akteuren unterhalten. Dieser Bereich ist den Internationalen Beziehungen untergeordnet. Als politikwissenschaftliche Teildisziplin beschäftigt sich die Internationale Politik mit Fragen der internationalen Beziehungen und Organisationen, der Außen-, Sicherheits- und Friedenspolitik.

Die Außenpolitik von Staaten, die primär der Wahrung eigener Interessen gegenüber anderen Staaten dient (A. ist der „Interaktionsprozess, in dem ein Staat grundlegende Ziele und Werte in Konkurrenz zu den anderen Staaten zu realisieren versucht“), hat sich in den letzten Jahrzehnten vermehrt zu einer Politik "inter nationes" gewandelt. Dies geschah auf Grund neuer Faktoren auf der internationalen Spielfläche. So sind nach dem Zweiten Weltkrieg neue Machtblöcke entstanden, die ohne eine inter-nationale Politik, also einer Politik zwischen mehreren Staaten, nie hätten aufrechterhalten bleiben können. Ein weiterer wichtiger Faktor ist die Zunahme der Akteure seit der Entkolonialisierung. Im Rahmen der Regionalisierung werden gemeinsame Interessen in einer Vielzahl von supranationalen Organisationen konsolidiert. Da die Politik in gewissem Maße die Rahmenbedingungen für die Wirtschaft bestimmt, bildet eine globalisierte Wirtschaft einen weiteren Faktor für eine internationale Politik.

Die Außenbeziehungen eines Staates sind nicht von dem politischen Willensbildungsprozess der Völker zu trennen. Die Fiktion eines „nationalen Interesses“ ist in einem freiheitlich-demokratischen Staat problematisch. In Demokratien ist daher Außenpolitik auch determiniert von parlamentarischer Kontrolle und der öffentlichen Meinung, außerdem vom Elitenkonsens und politischen Ideologien des Zeitgeistes. Dabei treten auch geopolitische Überlegungen auf den Plan: Die internationale Politik wird z.B. von Konflikten um den Zugriff auf das Erdöl geleitet. Die Energiepolitik gewinnt daher Bedeutung in der Internationalen Politik.

Das Völkerrecht ist eine überstaatliche Rechtsordnung, durch die die Beziehungen zwischen den Völkerrechtssubjekten (meist Staaten) auf der Grundlage der Gleichrangigkeit geregelt werden. Wichtigste positivrechtliche Rechtsquelle des Völkerrechts ist die Charta der Vereinten Nationen und das in ihr niedergelegte Allgemeine Gewaltverbot.
(Quelle: http://de.wikipedia.org/wiki/Portal:Internationale_Politik)

